
                                          
 

 

Anlage 4 

Allgemeine 
Stromlieferungsbedingungen 
 

§ 1 Zutrittsrecht 
 
Der Kunde verpflichtet sich, dem mit einem Ausweis 

versehenen Beauftragten des Lieferanten nach vorheriger 

Benachrichtigung den Zutritt zu seinem Grundstück und zu 

seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur Überprüfung 

der technischen Einrichtungen, für die Ablesung oder das 

Auswechseln und Überprüfen der Messeinrichtung oder zur 

Wahrnehmung sonstiger Rechte nach diesem Vertrag 

erforderlich ist. Die Benachrichtigung kann durch Mitteilung 

an die jeweiligen Kunden oder durch Aushang im jeweiligen 

Haus erfolgen. Im Falle der Ablesung der 

Messeinrichtungen muss sie mindestens eine Woche vor 

dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein 

Ersatztermin ist anzubieten. Der Kunde hat dafür Sorge zu 

tragen, dass die Messeinrichtungen zugänglich sind. 

 

§ 2 Messung 
 
(1) Der Kunde steht für das Abhandenkommen und die 

Beschädigung der Messeinrichtungen ein, soweit ihn hieran 

ein Verschulden trifft. Der Kunde verpflichtet sich, Verlust, 

Sachbeschädigung oder Störung der Messeinrichtung dem 

Energielieferanten mitzuteilen. Der Energielieferant ist 

verpflichtet, auf Verlangen des Kunden jederzeit eine 

Nachprüfung der Messeinrichtungen durch eine 

Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle im 

Sinne des § 40 Abs. 3 Mess- und Eichgesetz zu 

veranlassen. Die Kosten der Prüfung fallen dem 

Energielieferanten zur Last, falls die Prüfung ergibt, dass 

die Messeinrichtung nicht verwendet werden darf, sonst 

dem Kunden. 

 

(2) Der Energielieferant kann die Messeinrichtungen selbst 

ablesen oder verlangen, dass diese vom Kunden abgelesen 

werden, wenn dies zum Zwecke einer Abrechnung oder bei 

einem berechtigten Interesse des Energielieferanten an 

einer Überprüfung der Ablesung erfolgt. Der Kunde kann 

einer Selbstablesung im Einzelfall widersprechen, wenn 

diese ihm nicht zumutbar ist. Der Energielieferant darf bei 

einem berechtigten Widerspruch nach Satz 2 für eine 

eigene Ablesung kein gesondertes Entgelt verlangen.  

Ist eine Ablesung durch den Energielieferanten oder den 

Messstellenbetreiber nicht möglich, kann der 

Energielieferant den Verbrauch auf der Grundlage der 

letzten Ablesung oder bei einem Neukunden nach dem 

Verbrauch vergleichbarer Kunden unter angemessener 

Berücksichtigung der tatsächlichen Verhältnisse schätzen. 

Dasselbe gilt, wenn der Kunde eine vereinbarte 

Selbstablesung nicht oder verspätet vornimmt. 

 

(3) Ergibt eine Prüfung der Messeinrichtungen eine 

Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen 

oder werden Fehler in der Ermittlung des 

Rechnungsbetrages festgestellt, so wird der zu viel oder zu 

wenig berechnete Betrag erstattet oder nachentrichtet. 

Zeigt eine Messeinrichtung nicht oder fehlerhaft an, so 

ermittelt der Energielieferant die Daten für die Zeit seit der 

letzten fehlerfreien Ablesung entweder aus dem 

Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden und des 

der Beseitigung des Fehlers nachfolgenden 

Ablesezeitraumes oder auf Grund des Vorjahreswertes 

durch Schätzung. Ansprüche aufgrund von Fehlern der 

Messeinrichtung oder der Abrechnung sind auf den der 

Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum 

beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann 

über einen größeren Zeitraum nachgewiesen werden; in 

diesem Fall ist der Anspruch auf längstens drei Jahre 

beschränkt. 

 

§ 3 Einstellung der Lieferung und 
Unterbrechung der Versorgung 
bzw. Anschlussnutzung 
 

(1) Der Energielieferant ist unbeschadet seiner sonstigen 

Rechte berechtigt, die Lieferung einzustellen bzw. durch 

den Netzbetreiber die Anschlussnutzung unterbrechen zu 

lassen, wenn der Kunde dem Vertragsverhältnis in nicht 

unerheblichem Maße schuldhaft zuwiderhandelt und die 

Unterbrechung erforderlich ist, um den Gebrauch von 

elektrischer Arbeit unter Umgehung, Beeinflussung oder vor 

Anbringung der Messeinrichtungen zu verhindern. 

 

(2) Im Falle der Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung 

ist der Energielieferant berechtigt, die Versorgung vier 

Wochen nach Androhung unterbrechen zu lassen und den 

zuständigen Netzbetreiber nach § 24 Abs. 3 der 

Niederspannungsanschlussverordnung mit der 

Unterbrechung der Stromversorgung zu beauftragen. Dies 

gilt nicht, wenn die Folgen der Unterbrechung außer 

Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen oder 

der Kunde in Textform glaubhaft darlegt, dass hinreichende 

Aussichten darauf bestehen, dass er seinen 

Verpflichtungen zukünftig wieder uneingeschränkt 

nachkommen wird. Der Versorger kann mit der Mahnung 

zugleich die Unterbrechung der Stromversorgung 

androhen, sofern diese nicht außer Verhältnis zur Schwere 



                                          
 

 

der Zuwiderhandlung steht. Wegen Zahlungsverzuges darf 

der Energielieferant eine Unterbrechung unter den in den 

Sätzen 1 bis 3 genannten Voraussetzungen nur 

durchführen lassen, wenn der Kunde nach Abzug etwaiger 

Anzahlungen mit Zahlungsverpflichtungen in Höhe von 

mindestens 100,00 EUR in Verzug ist. Bei der Berechnung 

der Höhe des Betrages nach Satz 4 bleiben diejenigen nicht 

titulierten Forderungen außer Betracht, die der Kunde form- 

und fristgerecht sowie schlüssig begründet beanstandet 

hat. Ferner bleiben diejenigen Rückstände außer Betracht, 

die wegen einer Vereinbarung zwischen dem 

Energielieferanten und dem Kunden noch nicht fällig sind 

oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskräftig 

entschiedenen Preiserhöhung des Stromlieferanten 

resultieren. Der Beginn der Unterbrechung der Versorgung 

ist dem Kunden drei Werktage im Voraus anzukündigen. 

 

(3) Ist der Kunde trotz ordnungsgemäßer Ankündigung 

eines Termins und eines Ersatztermins für die 

Unterbrechung von ihm verschuldet nicht angetroffen 

worden und konnten deshalb die zur Unterbrechung 

erforderlichen Maßnahmen nicht durchgeführt werden, oder 

scheitert die Unterbrechung aus einem anderen Grund, den 

der Kunde zu verantworten hat, kann der Versorger die ihm 

hierdurch zusätzlich entstandenen Kosten unter Beachtung 

vergleichbarer Fälle und unter Beachtung von § 315 BGB 

nach tatsächlichem Aufwand oder pauschal berechnen. 

 

(4) Der Versorger hat die Stromversorgung des Kunden 

unverzüglich wiederherstellen zu lassen, sobald die Gründe 

für die Unterbrechung entfallen sind und der Kunde die 

Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung der 

Stromversorgung dem Versorger in voller Höhe ersetzt hat. 

Die Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle 

pauschal berechnet werden; die pauschale Berechnung 

muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die 

nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 

Kosten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden ist die 

Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis 

geringerer Kosten ist dem Kunden zu gestatten. 

 

(5) Bei wiederholten Zuwiderhandlungen nach Absatz 1 

und/oder 2 ist der Energielieferant zur fristlosen Kündigung 

berechtigt, wenn sie zwei Wochen vorher angedroht wurde. 

 

§ 4 Sonderleistungen 
 
Für die Mahnung bei Zahlungsverzug des Kunden erhebt 

der Energielieferant eine Mahngebühr von EUR 5,- inkl. 

MwSt. und für die mit dem Zahlungsverzug verbundenen 

Kosten.  

§ 5 Lieferstörungen 
 
(1) Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in 

der Elektrizitätsversorgung ist, soweit es sich um Folgen 

einer Störung des vorgelagerten Netzes einschließlich des 

Netzanschlusses handelt, der Energielieferant von seiner 

Leistungspflicht befreit. Satz 1 gilt nicht, soweit die 

Unterbrechung auf nicht berechtigten Maßnahmen des 

Energielieferanten beruht. Der Energielieferant ist 

verpflichtet, seinen Kunden auf Verlangen unverzüglich 

über die mit der Schadensverursachung durch den 

Netzbetreiber zusammenhängenden Tatsachen insoweit 

Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm 

in zumutbarer Weise aufgeklärt werden können. 

 

(2) Der Energielieferant ist weiter von seiner 

Leistungspflicht (Stromlieferung aus dem 

Energieversorgungsnetz) befreit, soweit und solange der 

Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die 

Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den 

Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. 

Das Gleiche gilt, soweit und solange der Energielieferant an 

dem Bezug oder der vertragsgemäßen Lieferung von Strom 

durch höhere Gewalt oder sonstige Umstände, deren 

Beseitigung ihm nicht möglich ist oder wirtschaftlich nicht 

zugemutet werden kann, gehindert ist. 

 

(3) Bei Versorgungsstörungen, die durch den Kunden oder 

Dritte, die Zugang zur elektrischen Anlage haben, 

verursacht wurden, wird der Energielieferant eine 

unverzügliche Störungsbehebung veranlassen, wenn die 

Art oder der Umfang der Versorgungsstörung dies erfordert. 

Ansonsten wird der Energielieferant die Störungsbehebung 

veranlassen, nachdem der Kunde dem Energielieferanten 

die Übernahme der Kosten bestätigt hat, sofern er sie zu 

vertreten hat. 

 

(3) Der Kunde unterrichtet den Energielieferanten 

unverzüglich über Störungen. 

 

§ 6 Elektrische Anlage 
 
(1) Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, 

Änderung und Instandhaltung der elektrischen Anlage 

hinter der Anschlusssicherung ist der Kunde, sein Vermieter 

bzw. die Wohnungseigentümergemeinschaft – ggf. 

nebeneinander ¬ verantwortlich. Satz 1 gilt nicht für etwaige 

Messeinrichtungen, die nicht im Eigentum des Kunden, 

seines Vermieters bzw. der Eigentümergemeinschaft 

stehen.  

 



                                          
 

 

(2) Unzulässige Rückwirkungen der Anlage sind 

auszuschließen. Um dies zu gewährleisten, darf die Anlage 

nur nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften, den 

behördlichen Bestimmungen und den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik errichtet, erweitert, 

geändert und instandgehalten werden. In Bezug auf die 

allgemein anerkannten Regeln der Technik gilt § 49 Abs. 2 

Nr. 1 EnWG entsprechend. Die Arbeiten dürfen außer durch 

den Energielieferanten nur durch ein in ein 

Installateurverzeichnis eines Netzbetreibers eingetragenes 

Installationsunternehmen durchgeführt werden. Mit 

Ausnahme des Abschnitts zwischen Anschlusssicherung 

und Messeinrichtung gilt Satz 4 nicht für 

Instandhaltungsarbeiten.  

 

(3) Anlagenteile, in denen nicht gemessene elektrische 

Energie fließt, können vom Energielieferanten plombiert 

werden. Die dafür erforderliche Ausstattung der Anlage ist 

nach den Angaben des Energielieferanten vom Kunden zu 

veranlassen. 

 

(4) Der Energielieferant ist berechtigt, die Anlage vor und, 

um unzulässige Rückwirkungen auf seine oder 

Einrichtungen Dritter auszuschließen, auch nach ihrer 

Inbetriebsetzung zu überprüfen. Durch Vornahme oder 

Unterlassung der Überprüfung übernimmt der 

Energielieferant keine Haftung für die Mangelfreiheit der 

elektrischen Anlage. 

 

§ 7 Haftung 
 
(1) Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder 

bei Unregelmäßigkeiten in der Elektrizitätsversorgung sind, 

soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebes 

einschließlich des Netzanschlusses handelt, vom Kunden 

gegenüber dem Netzbetreiber geltend zu machen (§ 18 

NAV). 

 

(2) Der Energielieferant ist verpflichtet, dem Kunden auf 

Verlangen unverzüglich über die mit der 

Schadensverursachung durch den Netzbetreiber 

zusammenhängenden Tatsachen insoweit Auskunft zu 

geben, als sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer 

Weise aufgeklärt werden können.   

 

(3) Der Energielieferant haftet nur für Schäden, die 

entstanden sind, soweit er oder Personen, für die er haftet, 

- vorsätzlich oder fahrlässig Leben, Körper oder Gesundheit 

verletzt hat, 

 - vorsätzlich oder fahrlässig wesentliche Vertragspflichten 

verletzt hat. Bei leichter Fahrlässigkeit haftet er insofern nur 

für vertragstypische und bei Vertragsbeginn vorhersehbare 

Schäden. Wesentliche Vertragspflichten sind solche, die 

Ihre wesentlichen Rechtspositionen aus diesem Vertrag 

schützen. Wesentliche Vertragspflichten sind ferner solche, 

deren Erfüllung die Durchführung dieses Vertrags 

überhaupt erst möglich macht und auf deren Einhaltung der 

Kunde deshalb vertrauen darf (sog. Kardinalspflichten). 

 - vorsätzlich oder grob fahrlässig nicht wesentliche 

Vertragspflichten verletzt hat. 

 Außerdem haftet der Energielieferant, soweit zwingende 

gesetzliche Haftungsregelungen bestehen (z. B. das 

ProdHaftG) und bei Garantien. In allen anderen Fällen 

haftet er nicht. 

 

§ 8 Zahlung, Aufrechnung 
 
(1) Der Energielieferant ist berechtigt, für den 

Stromverbrauch eines Abrechnungszeitraums 

Vorauszahlungen zu verlangen, wenn nach den Umständen 

des Einzelfalles Grund zur Annahme besteht, dass der 

Kunde seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht 

rechtzeitig nachkommt. Bei Verlangen einer Vorauszahlung 

ist der Kunde hierüber ausdrücklich und in verständlicher 

Form zu unterrichten. Hierbei sind mindestens der Beginn, 

die Höhe und die Gründe der Vorauszahlung anzugeben.    

Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem Verbrauch des 

vorhergehenden Abrechnungszeitraums oder dem 

durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden. 

Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich 

geringer ist, so ist dies angemessen zu berücksichtigen. 

Erstreckt sich der Abrechnungszeitraum über mehrere 

Monate und erhebt der Energielieferant 

Abschlagszahlungen, so kann er die Vorauszahlung nur in 

ebenso vielen Teilbeträgen verlangen. Die Vorauszahlung 

ist bei der nächsten Rechnungserteilung zu verrechnen.  

 

(2) Einwände gegen Rechnungen und Abschlags- oder 

Vorauszahlungsberechnungen berechtigen zum 

Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur, 

1. soweit die ernsthafte Möglichkeit eines 

offensichtlichen Fehlers besteht oder 

2. sofern (a) der in einer Rechnung angegebene 

Verbrauch ohne ersichtlichen Grund mehr als 

doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch 

im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und (b) 

der Kunde eine Nachprüfung der 

Messeinrichtung verlangt.  

 

Satz 1 Ziffer 2 gilt nur solange durch die Nachprüfung nicht 

die ordnungsgemäße Funktion des Messgeräts festgestellt 

ist. § 315 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bleibt unberührt. 

 



                                          
 

 

(3) Gegen Ansprüche des Energielieferanten kann nur mit 

unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 

Gegenansprüchen aufgerechnet werden. 

 

(4) Die Vertragsparteien sind berechtigt, bei einer 

voraussichtlichen Änderung der Jahreskosten unter 

Darlegung der Gründe eine angemessene Anpassung der 

Vorauszahlung zu verlangen. 

 

(5) Bei Zahlungsverzug ist der Vertragspartner, der Zahlung 

verlangen kann, berechtigt, unbeschadet weitergehender 

Ansprüche Verzugszinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten 

über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB zu 

verlangen. Der Zinssatz beläuft sich auf 9 Prozentpunkte 

über dem Basiszinssatz, wenn der Schuldner nicht 

Verbraucher ist. 

 

§ 9 Rechtsnachfolge 
 
Tritt an die Stelle des Energielieferanten ein anderes 

Unternehmen in die sich aus diesem Vertragsverhältnis 

ergebenden Rechte und Pflichten ein, so bedarf es hierfür 

nicht der Zustimmung des Kunden, sofern die Übertragung 

für das Vertragsverhältnis einheitlich erfolgt, der 

Rechtsnachfolger die vertraglichen Rechte und Pflichten 

dem anderen Teil gegenüber rechtsverbindlich übernimmt 

und der hinreichende Sicherheit für die Erfüllung der 

Vertragspflichten bietet. Der Wechsel des 

Energielieferanten ist dem Kunden sechs Wochen vorher 

mitzuteilen. Der Kunde ist berechtigt, das 

Vertragsverhältnis mit zweiwöchiger Frist auf das Ende des 

der Mitteilung folgenden Monats zu kündigen. 

 
§ 10 Anpassung des Vertrages 
 
Wenn sich infolge technischer oder wirtschaftlicher 

Veränderung die Voraussetzungen, unter denen die 

Vertragsbedingungen vereinbart worden sind, grundlegend 

ändern und wenn infolgedessen einer Partei die 

Beibehaltung von Vertragsbestimmungen nicht mehr 

zugemutet werden kann, weil die gemeinsamen auf einen 

gerechten Ausgleich der beiderseitigen wirtschaftlichen 

Interessen gerichteten Absichten der Vertragsparteien nicht 

mehr erfüllt werden, ist eine angemessene Anpassung des 

Vertrages zu vereinbaren. 

 

§ 11 Gesetzliche Informationspflicht  
 
zum Energiedienstleistungsgesetz 

Zur Wirksamkeit von Energieeffizienzmaßnahmen sowie 

über die für den Kunden verfügbaren Angebote durch 

Energiedienstleister, Energieaudits, die unabhängig von 

Energieunternehmen sind, und Anbieter von 

Energieeffizienzmaßnahmen wird verwiesen auf die 

Bundesstelle für Energieeffizienz (www.bafa.de) sowie 

deren Berichte nach § 6 Abs. 1 EDL-G. Angaben über 

angebotene Energieeffizienzmaßnahmen, Endkunden-

Vergleichsprofile sowie gegebenenfalls technische 

Spezifikationen von energiebetriebenen Geräten sind zu 

erhalten bei der Deutschen Energieagentur (www.dena.de) 

und bei der Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. 

(www.vzbv.de). 

 

  


